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Bericht des Vorstands  

gemäß Art. 52 Unterabs. 2 Alt. 1 SE-VO i.V.m. §§ 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2; 
186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 7 

Der Vorstand erstattet der Hauptversammlung zu TOP 7 der Tagesordnung folgenden 
Bericht über die Gründe für die erbetende Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre. 

Grundsätzlich soll den Aktionären bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals II ein 
Bezugsrecht eingeräumt werden. Um die Abwicklung zu erleichtern, kann dies auch in 
der Weise erfolgen, dass die neuen Aktien an ein Kreditinstitut mit der Verpflichtung 
ausgeben werden, den Aktionären die neuen Aktien entsprechend ihrem Bezugsrecht 
anzubieten (mittelbares Bezugsrecht, §§ 203 Abs. 1 Satz 1, 186 Abs. 5 AktG). 

Die erbetene Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soll die Gesellschaft in die Lage versetzen, 
auf sich am Markt ergebende Erfordernisse in folgenden Fällen flexibel und zeitnah 
reagieren zu können: 

a) Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der 
Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge bei Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals ist erforderlich, um ein technisch durchführbares 
Bezugsverhältnis und die erleichterte Abwicklung einer Bezugsrechtsemission 
gewährleisten zu können, wenn sich aufgrund des Emissionsvolumens oder zur 
Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses Spitzenbeträge ergeben. 
Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien 
werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise 
bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der hierbei möglicherweise 
entstehende Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf 
Spitzenbeträge gering. 

b) Zudem soll das Bezugsrecht für den Fall ausgeschlossen werden können, dass 
die Gesellschaft beabsichtigt, Belegschaftsaktien an Führungskräfte und 
Mitarbeiter der Gesellschaft und der mit ihr verbundenen Unternehmen im In- 
und Ausland sowie an Mitglieder von Geschäftsführungen von Unternehmen der 
Nordex-Gruppe, die nicht Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft sind und an 
die Gesellschaft gebunden werden sollen („Begünstigte“), auszugeben.  

Im Gegensatz zu Aktienoptionen haben bei solchen Programmen die 
Begünstigten bereits bei Erwerb der Aktien ein gewisses Eigeninvestment zu 
leisten und werden Aktionäre der Gesellschaft; das ist für die Wahrnehmung 
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der Incentivierung bei den Begünstigten von besonderer Bedeutung. Die 
Begünstigten sind mit ihrem Eigeninvestment den gleichen Kursschwankungen 
und Risiken ausgesetzt, wie andere Aktionäre der Gesellschaft, während bei 
Aktienoptionen vor allem die Chance einer zukünftigen Kursentwicklung im 
Vordergrund steht.  

Ein solcher Belegschaftsaktienplan kann auch mit eigenen, am Markt zurück 
gekauften Aktien durchgeführt werden, was jedoch zu einer in der jeweiligen 
Situation möglicherweise nicht gewollten Belastung der Liquidität der 
Gesellschaft führen könnte und im Übrigen nur dann zulässig wäre, wenn im 
Erwerbszeitpunkt eine Rücklage in Höhe der Aufwendungen möglich wäre, ohne 
dabei das Grundkapital oder eine nach Gesetz oder Satzung zu bildende 
Rücklage zu mindern. Daher ist es nach Auffassung des Vorstands 
vorzugswürdig, zur Durchführung eines solchen Belegschaftsaktienplans ein 
entsprechendes genehmigtes Kapital zu schaffen. 

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss soll die Gesellschaft in die Lage 
versetzen, einen Belegschaftsaktienplan als ein langfristig angelegtes 
Instrument zur Motivation und Bindung von Mitarbeitern und Führungskräften 
einzusetzen. Bei einem solchen Belegschaftsaktienplan werden Vorstand und 
Aufsichtsrat darauf achten, dass der Ausgabepreis in einem angemessenen 
Verhältnis zu dem von den Begünstigten zu erbringenden Eigeninvestment und 
der jeweiligen Gesamtvergütung steht. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den 

Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen 

auch unter Berücksichtigung des zulasten der Aktionäre eintretenden 

Verwässerungseffektes für sachlich gerechtfertigt und für angemessen. 

 

Rostock, im April 2019 
 
Nordex SE 
Der Vorstand 
 
 
gez. gez. gez. 
José Luis Blanco Patxi Landa Christoph Burkhard 
Vorstandsvorsitzender Vorstand Vorstand 
 
 
 


